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Betrauungsakt
 

der Gemeinde 

Name der Gemeinde     
für

Bezeichnung des Unternehmens 
auf der Grundlage

des

Beschlusses der Kommission vom 20. Dezember 2011

über die Anwendung von Art. 106 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf staatliche Beihilfen in Form von Ausgleichsleistungen zugunsten bestimmter Unternehmen, die mit der Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse betraut sind

2012/21/EU, ABl. L7 vom 11.01.2012, S. 3

- DAWI-Freistellungsbeschluss –

und der

Mitteilung der Kommission 
über die Anwendung der Beihilfevorschriften der Europäischen Union auf Ausgleichsleistungen für die Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem
 Interesse


2012/C8/02, ABl. C8 vom 11.01.2012, S. 4
- DAWI-Mitteilung –

unter

Berücksichtigung der Art. 107 bis 109 des Vertrages über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union

- AEUV -

Präambel

Gemäß Art. 83 Abs. 1 der Bayerischen Verfassung (BV) in Verbindung mit Art. 11 Abs. 2 und Art. 57 Abs. 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) gehört es zu den Aufgaben im eigenen Wirkungskreis der Gemeinden, im Rahmen ihrer Leistungsfähigkeit die öffentlichen Einrichtungen zu schaffen und zu erhalten, die nach den örtlichen Verhältnissen für das wirtschaftliche, soziale und kulturelle Wohl und die Förderung des Gemeinschaftslebens ihrer Einwohner erforderlich sind. Zu diesen Aufgaben der kommunalen Daseinsvorsorge gehört es auch, im Gemeinwohlinteresse die Versorgung der örtlichen Bevölkerung mit angemessenem Wohnraum zu sozial verträglichen Preisen sicherzustellen. Art. 106 Abs. 2 BV weist den Gemeinden weiterhin die Aufgabe zu, gemeinsam mit dem Staat den Bau billiger Volkswohnungen zu fördern.

Das bayerische Gesetz über die Aufnahme und Unterbringung der Leistungsberechtigten nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (Aufnahmegesetz - AufnG) überträgt die Aufgabe der dezentralen Unterbringung von Leistungsberechtigten den kreisfreien Gemeinden in ihrem jeweiligen Bereich (Art. 6 Abs. 1 Satz 2 AufnG). Die kreisangehörigen Gemeinden wirken in ihrem Bereich bei der Erfüllung der Aufgabe der dezentralen Unterbringung durch die Landratsämter als Staatsbehörden mit (Art. 6 Abs. 2 AufnG). Vor dem Hintergrund der so genannten Flüchtlingskrise, die sich  – beginnend im Jahr 2015 – im Zustrom einer Vielzahl von Flüchtlingen und Migranten manifestiert, kommt den Gemeinden auch bei der im allgemeinen Interesse liegenden Aufgabe der Integration anerkannte Flüchtlinge eine tragende Rolle zu. Die Integration zugezogener Flüchtlinge kann immer nur vor Ort gelingen und setzt voraus, dass genügend Wohnraum nicht nur für die einheimischen Einwohner der jeweiligen Gemeinden, sondern auch für diesen Personenkreis zu erschwinglichen Preisen angeboten wird. Dabei sprechen schwerwiegende integrationspolitische Erwägungen im Gemeinwohlinteresse dafür, dass Flüchtlinge und Einheimische in gemischten Quartieren auskömmlichen Wohnraum finden und einer „Ghetto-Bildung“ von vornherein entgegengewirkt wird. Ohne zusätzliche Anreize bietet der Wohnungsmarkt kein diesen Anforderungen Rechnung tragendes, für die breite Bevölkerung einschließlich der zugezogenen Flüchtlinge ausreichendes und zu angemessenen (Miet)Preisen verfügbares Wohnungsangebot.

Unter den Voraussetzungen des Beschlusses der Kommission vom 20. Dezember 2011 über die Anwendung von Artikel 106 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf staatliche Beihilfen in Form von Ausgleichsleistungen zugunsten bestimmter Unternehmen, die mit der Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse betraut sind (ABl. der EU L 7 vom 11.01.2012, S. 7), vorliegend als DAWI-Freistellungsbeschluss bezeichnet, sind staatliche Beihilfen in Form von Ausgleichsleistungen zugunsten bestimmter Unternehmen, die mit der Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse betraut sind, zulässig. Nachfolgender Betrauungsakt ergeht zur Umsetzung dieser Vorgaben mit dem Ergebnis, dass die Ausgleichsleistungen, die dem betrauten Unternehmen für die Erledigung der ihm übertragenen Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse (DAWI) zur Erreichung der vorstehend beschriebenen sozial- und integrationspolitischen Ziele bei der Versorgung der örtlichen Bevölkerung mit Wohnraum zu sozialverträglichen Preisen als mit dem Binnenmarkt vereinbar angesehen werden und von der Anmeldepflicht bei der Kommission nach Art. 108 Abs. 3 AEUV befreit sind.

§ 1 Betrauung (Art. 4 a-c, f des DAWI-Freistellungsbeschlusses)
Die Gemeinde betraut das Unternehmen, die nachfolgend bezeichneten Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse im Bereich der Wohnraumversorgung zu erbringen.

(1) Gemeindliche Aufgaben
a. (sozialer)
 Wohnungsbau / Versorgung der breiten Bevölkerung mit Wohnraum 
Gemäß Art. 83 Abs. 1 der Bayerischen Verfassung (BV) in Verbindung mit  
Art. 11 Abs. 2 und Art. 57 Abs. 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) haben die Gemeinden im eigenen Wirkungskreis die Aufgabe, im Rahmen ihrer Leistungsfähigkeit die öffentlichen Einrichtungen zu schaffen und zu erhalten, die nach den örtlichen Verhältnissen für das wirtschaftliche, soziale und kulturelle Wohl und die Förderung des Gemeinschaftslebens ihrer Einwohner erforderlich sind. Zu diesen Aufgaben der kommunalen Daseinsvorsorge gehört es auch, im Gemeinwohlinteresse die Versorgung der örtlichen Bevölkerung mit angemessenem Wohnraum zu sozial verträglichen Preisen sicherzustellen. 

Art. 106 Abs. 2 BV weist den Gemeinden weiterhin die Aufgabe zu, gemeinsam mit dem Staat den Bau billiger Volkswohnungen zu fördern.
b.
Unterbringung und Integration von Flüchtlingen

Das bayerische Gesetz über die Aufnahme und Unterbringung der Leistungsberechtigten nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (Aufnahmegesetz - AufnG) überträgt die Aufgabe der dezentralen Unterbringung von Leistungsberechtigten den kreisfreien Gemeinden in ihrem jeweiligen Bereich (Art. 6 Abs. 1 Satz 2 AufnG). Die kreisangehörigen Gemeinden wirken in ihrem Bereich bei der Erfüllung der Aufgabe der dezentralen Unterbringung durch die Landratsämter als Staatsbehörden mit (Art. 6 Abs. 2 AufnG).
(2) Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse gem. Art. 106 
Abs. 2 AEUV

a. Bei den Leistungen, die zur Erfüllung der unter Nr. (1) bezeichneten Aufgaben erforderlich sind, handelt es sich um Dienstleistungen, die im Sinne von Art. 106 Abs. 2 AEUV im allgemeinen wirtschaftlichen Interesse erbracht werden 
(DAWI). Dies sind besondere Dienstleistungsaufgaben, die im Interesse der Allgemeinheit erbracht werden und dazu mit besonderen Gemeinwohlverpflichtungen verbunden sind, denen ein Unternehmen - wenn es im eigenen gewerblichen Interesse handeln würde - nicht oder nicht im gleichen Umfang oder nicht zu den gleichen Bedingungen nachkommen würde (vgl. Ziffer 47 der Mitteilung der Kommission über die Anwendung der Beihilfevorschriften der Europäischen Union auf Ausgleichsleistungen für die Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse - 2012/C8/02, ABl. C 8 vom 11.01.2012, S. 4, im Folgenden: DAWI-Mitteilung).


b. Art. 2 c) des DAWI-Freistellungsbeschlusses ordnet den sozialen Wohnungsbau ausdrücklich den Kategorien zu, in denen Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse gem. Art. 106 Abs. 2 AEUV erbracht werden dürfen. Zu den Aufgaben der kommunalen Daseinsvorsorge gehört es, im Gemeinwohlinteresse die Versorgung der örtlichen Bevölkerung mit angemessenem Wohnraum zu sozial verträglichen Preisen sicherzustellen.

Auch die soziale Einbindung sozial schwacher Bevölkerungsgruppen nennt Art. 2 c) des DAWI-Freistellungsbeschlusses als Kategorie für DAWI. Um die nachhaltige Integration von Flüchtlingen und Migranten sicherstellen zu können, besteht ein erhebliches Allgemeininteresse daran, durch den Neubau, Erwerb und  die Modernisierung bestehenden Mietwohnraums ausreichenden Wohnraum zu schaffen. Da die Integration von Flüchtlingen und Migranten immer nur vor Ort mit Erfolg gestaltet werden kann, ist die Versorgung mit Wohnraum als notwendige Bedingung eines Zuzugs in die Gemeinde eine zentrale Voraussetzung einer verantwortungsvollen Integrationspolitik. Dabei ist darauf zu achten, dass die breite einheimische Bevölkerung ebenso wie zuziehende Flüchtlinge und Migranten in ausreichendem Maß mit angemessenem Wohnraum zu sozial verträglichen Preisen versorgt werden können, um sozialen Konflikten, die sonst durch die Konkurrenz auf dem örtlichen Wohnungsmarkt entstehen könnten, vorzubeugen. 
c. Ohne zusätzliche Anreize bietet der Wohnungsmarkt kein diesen Anforderungen Rechnung tragendes, ausreichendes Wohnungsangebot für die breite Bevölkerung einschließlich der zugezogenen Flüchtlinge und Migranten zu angemessenen, sozial verträglichen (Miet)Preisen.



d. Die für die Erbringung der DAWI gewährten Ausgleichsleistungen sind von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV befreit
(3) Gegenstand der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung im Einzelnen
a. Aufgaben
Die Gemeinde betrat das Unternehmen rechtsverbindlich, im Einzelnen
 folgende Aufgaben von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse zu erbringen:
· Schaffung von Mietwohnraum durch Neubau / Änderung / Erweiterung von Gebäuden
· Modernisierung bestehenden Mietwohnraums
· Durchführung vorbereitender planerischer Maßnahmen 

· Verwaltung und Vermietung von Mietwohnraum unter Einhaltung der Miet- und Belegungsbindung entsprechend der Richtlinien für das kommunale Förderprogramm zur Schaffung von Mietwohnraum in Bayern (Kommunales Wohnraumförderprogramm – KommWFP, Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums des Innern, für Bau und Verkehr vom 22. Dezember 2015, Az. IIC1-4740.2-001/15)

b.
Räumlicher Geltungsbereich

Das Unternehmen erbringt die vorstehend bezeichneten Aufgaben von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse im Gebiet der Gemeinde.
c.
Betrauungszeitraum
Die Betrauung beginnt am Datum und erfolgt auf die Dauer von … Jahren
.
d.
Dem Unternehmen gewährte ausschließliche / besondere Rechte


e.
Hinweis auf den DAWI-Freistellungsbeschluss

Auf den Beschluss der Kommission vom 20. Dezember 2011 über die Anwendung von Artikel 106 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf staatliche Beihilfen in Form von Ausgleichsleistungen zugunsten bestimmter Unternehmen, die mit der Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse betraut sind (ABl. L 7 vom 11. Januar 2012, S. 3 ff.) wird hingewiesen.
§ 2 Ausgleichsleistungen (Art. 4 d, 5 des DAWI-Freistellungsbeschlusses)

(1) Beschreibung des Ausgleichsmechanismus

Soweit dies zur Erbringung der übertragenen Aufgaben von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse durch das betraute Unternehmen erforderlich ist, gewährt die Gemeinde dem Unternehmen Ausgleichsleistungen in Form von einfügen.

Ausgleichsleistungen im Sinne dieser Betrauung sind gemäß Art. 5 Abs. 1 des Freistellungsbeschlusses, die durch die Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung verursachten Nettokosten unter Berücksichtigung eines angemessenen Gewinns des betrauten Unternehmens.

Bei der Ermittlung der Nettokosten ist ein angemessener Gewinn des betrauten Unternehmens zu berücksichtigen.
 Angemessen ist die Kapitalrendite, die ein durchschnittliches Unternehmen zugrunde legt, um zu entscheiden, ob es unter Berücksichtigung des Risikos die DAWI während des gesamten Betrauungszeitraums erbringt (vgl. im Übrigen Art. 5 Abs. 5 des DAWI-Freistellungsbeschlusses). Dabei darf der relevante Swap-Satz zuzüglich eines Aufschlages von 100 Basispunkten nicht überschritten werde (vgl. Erwägungsgründe 18 bis 22 des Freistellungsbeschlusses).
(2) Berechnung der Ausgleichsleistungen (Ziffer 3.4. der DAWI-Mitteilung)

a. Berechnungsgrundlage (Art. 5 Abs. 1 des DAWI-Freistellungsbeschlusses)

Die Gemeinde gleicht höchstens die Nettokosten aus, die durch die Erbringung der in diesem Betrauungsakt bezeichneten und dem Unternehmen übertragenen Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse entstehen. Der Gesamtbetrag der staatlichen/kommunalen Ausgleichsleistungen darf nicht darüber hinausgehen, was erforderlich ist, um die durch die Erfüllung der Gemeinwohlverpflichtung verursachten Kosten unter Berücksichtigung der dabei erzielten Einnahmen und einer angemessenen Rendite aus dem für die Erfüllung dieser Verpflichtungen eingesetzten Eigenkapitals abzudecken.

Die Höhe der ggf. auszugleichenden Nettokosten ergibt sich aus dem Wirtschaftsplan (Erfolgsplan) des Unternehmens. Im Wirtschaftsplan des jeweiligen Jahres wird die grundsätzliche Erforderlichkeit und voraussichtliche Höhe der erforderlichen Ausgleichsleistungen im Vorhinein dargelegt.


b. Ermittlung der Nettokosten (Art. 5 Abs. 2 bis 8 des DAWI- Freistellungsbeschlusses)

Die Nettokosten sind gemäß den anerkannten Rechnungslegungsgrundsätzen auszuweisen. Von den Kosten sind zunächst Erträge aus der Erbringung der Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse abzusetzen. Periodenfremde, betriebsfremde und außerordentliche Effekte sind bei der Ermittlung zu bereinigen.
Die ausgleichsfähigen Nettokosten errechnen sich aus der Differenz zwischen den Nettokosten des Unternehmens aus der Erfüllung der DAWI und den Nettokosten des Unternehmens ohne eine solche Verpflichtung (Net-avoided-cost-Methode)
.

Die Nettokosten aus der Erfüllung der DAWI werden insbesondere aus der Summe der entgangenen Mieteinnahmen und den durch die DAWI entstehenden Mehrkosten (z. B. für die Prüfung, ob Mietinteressenten die Voraussetzungen erfüllen) errechnet. Mieteinnahmen, die bei Vermietung auf dem freien Wohnungsmarkt nicht erzielt worden wären, sind in Abzug zu bringen, vgl. Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen vom 29.04.2013, SWD(2013) 53 final/2, Nr. 123
.
c. Getrennte Buchführung bei Erbringung sonstiger Dienstleistungen (Art. 5 Abs. 9 des DAWI-Freistellungsbeschlusses)

Erbringt das Unternehmen neben den in diesem Betrauungsakt bezeichneten Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse Tätigkeiten, die nicht von diesem Betrauungsakt erfasst sind, insbesondere weil sie keine oder andere DAWI darstellen, weist es in seiner Buchführung die Aufwendungen und Erträge, die mit der Erbringung der ihm aufgrund diese Betrauungsakts übertragenen Aufgaben von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse entstehen, getrennt von den anderen Tätigkeiten aus. Anzugeben ist auch, nach welchen Parametern die Zuordnung der Aufwendungen und Erträge erfolgt.
d. Führen nicht vorhersehbare Ereignisse aufgrund der Erbringung der Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse zu höheren, nicht gedeckten Kosten, können auch diese ausgeglichen werden.
§ 3 Vorkehrungen gegen Überkompensation und für Rückzahlung übersteigender Beträge (Art. 4 e, 6 des DAWI-Freistellungsbeschlusses; 
Ziffer 3.5. der DAWI-Mitteilung)

(1) Jahresabschluss (Art. 6 Abs. 1 des DAWI-Freistellungsbeschlusses)

Um sicherzustellen, dass durch die Ausgleichsleistungen keine Überkompensation entsteht, führt das Unternehmen nach Ablauf des Geschäftsjahres den Nachweis über die Verwendung der gewährten Leistungen. Dies geschieht durch den jährlichen geprüften Jahresabschluss.

(2) Berichtspflicht und Kontrolle der Überkompensation (Art. 6 Abs. 1 des DAWI-Freistellungsbeschlusses)

Das Unternehmen hat der Gemeinde alle zwei Jahre Bericht im Hinblick auf eine etwaige Überkompensation zu erstatten.

(3) Rückzahlungsverpflichtung (Art. 6 Abs. 2 des DAWI-Freistellungs-beschlusses)
Bei einer etwaigen Überkompensation verpflichtet sich das Unternehmen, auf Aufforderung der Gemeinde die zu viel geleisteten Ausgleichsleistungen zurückzuzahlen. Die Parameter für die Berechnung des Ausgleichs werden im Fall einer Überkompensation für die künftige Anwendung neu festgelegt (Art. 6 Abs. 1 DAWI-Freistellungsbeschluss).

(4) Übertragung (Art. 6 Abs. 2 des DAWI-Freistellungsbeschlusses)
Übersteigt die geleistete Ausgleichszahlung den durchschnittlichen jährlichen Ausgleich um nicht mehr als 10 %, so kann sie auf die nächstfolgende Ausgleichsperiode übertragen und mit dem für diesen Zeitraum zu leistenden Ausgleich verrechnet werden.
§ 4 Aufbewahrungsfrist (Art. 8 des DAWI-Freistellungsbeschlusses)
Während des Betrauungszeitraums und für einen Zeitraum von mindestens zehn Jahren ab Ende des Betrauungszeitraums hat das Unternehmen alle Informationen verfügbar zu halten, die notwendig sind, um zu bestimmen, ob die gewährten Ausgleichsleistungen mit diesem Beschluss vereinbar sind.
Je nach der gewählten Rechtsform sind formale Ergänzungen (z. B. Unterschriften bei vertraglicher Betrauung; Rechtsbehelfsbelehrung bei Verwaltungsakt) zu beachten.
� Eine bestimmte Form schreibt das Unionsrecht für den Betrauungsakt nicht vor. Allerdings muss der Betrauungsakt in eine geeignete Rechtsform des deutschen Rechts umgesetzt werden. Abhängig von der gewählten Rechtsform sind die jeweils erforderlichen Anpassungen und Ergänzungen vorzunehmen (z.B. Rechtsbehelfsbelehrung bei einem Verwaltungsakt, Unterschriftsleisten bei vertraglichen Regelungen u.ä.)� USERADDRESS  \* MERGEFORMAT �


� Zu den offenen Auslegungsfragen beim Begriff des sozialen Wohnungsbaus im Sinn des europäischen Beihilferechts siehe Handreichung Nr. 2.2.1


� Um der Darlegungspflicht für die Qualifizierung als DAWI zu genügen, sind hier unter Berücksichtigung der spezifischen örtlichen Verhältnisse ergänzende Ausführungen hilfreich. In jedem Fall ist es zu empfehlen, vor der Betrauung die zugrunde liegenden tatsächlichen örtlichen Verhältnisse – z. B. Bedarf unter Berücksichtigung etwaiger bereits vorhandener Objekte, Mietpreisniveau, Flüchtlingszahlen und weitere Daten zum Wohnungsmarkt – sorgfältig zu ermitteln und zu dokumentieren.


� Die im Muster hier bezeichneten Aufgaben sind als beispielhaft zu verstehen. Sie sind unter Zugrundelegung der spezifischen örtlichen Verhältnisse zu prüfen und anzupassen!


� Gemäß Art. 2 Abs. 2 des Freistellungsbeschlusses findet dieser grundsätzlich nur Anwendung, wenn der Betrauungszeitraum nicht mehr als zehn Jahre beträgt. Übersteigt der Betrauungszeitraum die Dauer von zehn Jahren, so ist der Freistellungsbeschluss nur insoweit anwendbar, als eine erhebliche Investition seitens des Dienstleistungserbringers erforderlich ist, die nach allgemein anerkannten Rechnungslegungsgrundsätzen über einen längeren Zeitraum abgeschrieben werden muss. Für diesen Fall sollte eine Dokumentation der Prüfung, dass diese Voraussetzungen vorliegen, erfolgen.


� Ausschließliche/besonderen Rechte sind hier ggf. zu ergänzen. Sie werden wohl eher die Ausnahme sein.


� Kosten im Sinne des DAWI-Freistellungsbeschlusses werden im vorliegenden Betrauungsakt mit „Aufwendungen“, Einnahmen im Sinne des DAWI-Freistellungsbeschlusses mit „Erträge“ bezeichnet.


� Die Anwendbarkeit des Freistellungsbeschlusses ist nicht auf transparente Beihilfen beschränkt. Allerdings muss die Art und Weise der Berechnung der Ausgleichsleistung transparent und nachvollziehbar im Betrauungsakt geregelt werden.


� Wird dem Unternehmen ein angemessener Gewinn als Teil der Ausgleichsleistung gewährt, müssen im Betrauungsakt die Kriterien für die Berechnung dieses Gewinns festgelegt sei (Nr. 57 der DAWI-Mitteilung). Soll das Unternehmen keinen Gewinnerzielen, ist dies im Betrauungsakt klarzustellen und abweichend zu regeln.


� In Artikel 5 Absatz 2 des Freistellungsbeschlusses sind zwei Verfahren vorgesehen, die beide verwendet werden können, um die Nettokosten einer gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung zu berechnen. Soll von der Net-avoided-cost-Methode abgewichen werden, sind die Regelungen an dieser Stelle in geänderter Form zu beschreiben.


� Leitfaden zur Anwendung der Vorschriften der Europäischen Union über staatliche Beihilfen, öffentliche Aufträge und den Binnenmarkt auf Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse und insbesondere auf Sozialdienstleistungen von allgemeinem Interesse.








	

	

	


                   


